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Großmachtentstehung

Aufstieg im Untergang: Von der »Grün-

derkrise« 1873 zum Imperialis-

mus. Von Thomas Kuczynski
Supermachtspielchen

US-Präsident und Opposition testen mit 

Behördenstillstand ihre Spielräume. 

Von Rainer Rupp

Strategiedebatte
Welche Konsequenzen zieht die Partei 

Die Linke aus dem Wahlergebnis? 

Schönreden hilft nicht
Festungseuropa
Von Libyen über Lampedusa nach Ham-

burg: »Ich wundere mich, daß ich 

überlebt habe.« Ein Interview2
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 USA laufen Amok
Früherer Geheimdienstchef Hayden bekennt: Whistleblower Snowden gehört auf Tötungsliste des 

Präsidenten. Polizisten erschießen junge Mutter auf Irrfahrt in Washington. Von Rüdiger Göbe
l

W
er die US-Geheimdienste 

wegen systematischer In-

ternetüberwachung kriti-

siert oder Washingtons »Top secret«-

Informationen verrät, der kommt auf 

die Liste. Zu Wochenbeginn ist dem 

deutschen Schriftsteller Ilija Troja-

now die Einreise in die USA ver-

weigert worden. Gründe wurden dem 

48jährigen nicht genannt, doch sie 

liegen auf der Hand. Trojanow enga-

giert sich seit Jahren politisch gegen 

den Sicherheitswahn in den USA und 

in der EU. Mit seiner Kollegin Juli 

Zeh hat er 2009 das Buch »Angriff 

auf die Freiheit – Sicherheit, Überwa-

chungsstaat und der Abbau bürgerli-

cher Rechte« veröffentlicht. In die-

sem Sommer haben die beiden eine 

Petition initiiert, die eine Reaktion der 

Bundesregierung auf die vom frühe-

ren NSA-Mitarbeiter Edward Snow-

den publik gemachte Internetspitzelei 

der US-Geheimdienstes fordert. 

Während das EU-Parlament Snow-

den für seine Enthüllungen über Grund-

rechtsverstöße bei amerikanischen und 

britischen Überwachungsprogrammen 

mit dem Menschenrechtspreis ehren 

will, denkt der ehemalige Chef der 

US-Geheimdienste NSA und CIA, Mi-

chael Hayden, über eine gezielte Tö-

tung des »Verräters« nach. Auf einer 

von der Washington Post veranstalte-

ten Podiumsdiskussion über Cybersi-

cherheit sagte Hayden laut Pressebe-

richten: »Ich muß zugeben, daß ich 

in meinen dunkleren Augenblicken in 

den vergangenen Monaten auch daran 

dachte, Herrn Snowden zu nominieren, 

allerdings für eine ganz andere Liste.« 

Er spielte damit auf die »Kill Lists« 

der US-Präsidenten an, auf denen die 

Namen von Menschen stehen, die 

umgebracht werden sollen. Unter Ba-

rack Obama wurde die Tötungsliste in 

»disposition matrix« umbenannt – und 

fortgeführt. Berichten zufolge macht 

der Präsident einmal die Woche seine 

Kreuzchen. Hayden erklärte und recht-

fertigte die staatlichen Auftragsmorde 

so: »Attentate sind per Verfügung des 

Präsidenten verboten. Wir machen 

keine Attentate.« Man führe aber sehr 

wohl »gezielte Tötungen gegnerischer 

Kombattanten« durch, die USA seien 

immerhin »im Krieg«.

Der frühere Geheimdienstchef Hay-

den sorgte mit seinen Mordphantasien 

Berichten zufolge für »Raunen und Ge-

lächter« im Publikum. Der republikani-

sche Abgeordnete Mike Rogers sprang 

auf die Anspielung auf die »Kill Lists« 

an und sagte: »Damit kann ich Ihnen 

helfen.« Bei früheren Gelegenheiten 

hatte Hayden den zum Staatsfeind Num-

mer eins deklarierten Whistleblower als 

»arroganten, jungen Mann« diffamiert 

und erklärt: »Snowden wird so enden, 

wie der Rest derjenigen, die zur Sowjet-

union überliefen: isoliert, gelangweilt, 

einsam und depressiv – und die meisten 

wurden Alkoholiker.« Glenn Green-

wald, der für den britischen Guardian 

über die NSA-Enthüllungen Snowdens 

berichtet, bezeichnete nach Publikwer-

den der Mordwitze Hayden als »Psy-

chopathen«. 

In der US-Hauptstadt Washington 

haben derweil Sicherheitsbeamte am 

Donnerstag eine 34jährige Mutter nach 

einer Verfolgungsjagd durch das Re-

gierungsviertel erschossen. Die Frau 

rammte nach Angaben der Behörden 

bei ihrer Irrfahrt mit ihrem schwarzen 

PKW zunächst eine Absperrung am 

Weißen Haus und raste dann mit ihrer 

einjährigen Tochter im Wagen auf das 

Kongreßgebäude zu. Ein Mitarbeiter 

des Secret Service, der die Gegend um 

das Weiße Haus bewacht, wurde von 

dem Wagen getroffen und verletzt. Po-

lizisten feuerten auf das Fahrzeug. Das 

Baby überlebte den Beschuß. Das Mo-

tiv der Frau war zunächst unklar. Sicher 

ist: Sie war unbewaffnet.

Hessen: Politikwe
chsel mit der Linken?

Sondierungsgespräche von CDU und SPD in Berlin brachten kein konkretes Ergebnis

Eine mögliche Dreierkoalition 

in Hessen wollen SPD und 

Grüne mit der Linkspartei in 

der kommenden Woche besprechen. 

Das offenbarte der Spitzenkandidat 

der Grünen bei der Landtagswahl, 

Tarek Al-Wazir, am Freitag nach Ge-

sprächen mit der SPD in Wiesbaden. 

»Rot-Grün war sich dabei vor allem 

in einem ersten und wichtigen Punkt 

einig, daß das Wahlergebnis ein klarer 

Auftrag für einen Politikwechsel in 

Hessen ist«, sagte SPD-Spitzenkan-

didat Thorsten Schäfer-Gümbel. Ei-

ne Koalition mit der Linken hätten 

SPD und Grüne nicht ausgeschlossen, 

sie wäre aber bisher wegen großer 

inhaltlicher Differenz unwahrschein-

lich gewesen. Schäfer-Gümbel: »Ob 

das überhaupt realistische Wege sind, 

werden wir wissen, wenn wir wissen, 

was die inhaltlich, organisatorisch, 

strukturell zu sagen haben«, sagte 

Schäfer-Gümbel weiter. Er sei »sehr 

gespannt«. Vergangenen Mittwoch 

hatten bereits CDU und SPD eine 

gemeinsame Politik in Hessen aus-

gelotet. Die SPD hatte das Gespräch 

als konstruktiv gewertet. Allerdings 

sei der Weg zu einer möglichen gro-

ßen Koalition noch weit. Ein neues 

Treffen ist für kommenden Mittwoch 

vereinbart.

Auch in Berlin sind weitere Gesprä-

che zwischen SPD und CDU für eine 

große Koalition im Bund vereinbart. 

Sie werden nach Angaben von SPD-

Generalsekretärin Andrea Nahles am 

14. Oktober ein zweites Sondierungs-

gespräch führen. Etwa drei Stunden 

saßen Vertreter der beiden Parteien am 

Freitagnachmittag zusammen und hat-

ten sich »über die Herausforderungen 

Deutschlands in den kommenden vier 

Jahren« unterhalten. Konkret sei über 

Themen wie Steuern, Europapolitik, 

Familie, Arbeitsmarkt, die Finanzbe-

ziehungen mit den Ländern und die 

Infrastruktur gesprochen worden.

»Wir haben aber auch strittige Punk-

te festgestellt«, so Nahles. Die genauen 

Inhalte seien vertraulich. Am Donners-

tag kommender Woche will die CDU 

auch mit den Grünen ein Sondierungs-

gespräch führen.  (jW/Reuters)
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Berlusconi muß 

 Senatssitz aufgebe
n

Rom. Italiens rechtskräftig verurteil-

ter Expremier Silvio Berlusconi 

(Foto) muß das Parlament in Rom 

verlassen und sein Mandat als 

Senator abgeben. Das hat der Im-

munitätsausschuß des Senats am 

Freitag in Rom beschlossen, wie 

die Nachrichtenagentur AnsA mel-

dete. Die Entscheidung des Aus-

schusses muß noch vom Plenum 

der kleinen Parlamentskammer 

bestätigt werden. Grundlage der 

Entscheidung ist ein Gesetz, wo-

nach ein verurteilter Parlamentari-

er sein Mandat nicht mehr ausüben 

kann. Dagegen hatte sich Berlus-

coni nach der Verurteilung wegen 

Steuerbetrugs im August massiv 

gewehrt. Erst vor wenigen Tagen  

war sein Versuch gescheitert, die 

Regierung von Ministerpräsident 

Enrico Letta zu stürzen. Große 

Teile seiner Partei hatten ihm die 

Gefolgschaft verweigert, um keine 

Regierungskrise in Rom loszutre-

ten. 
(dpa/jW)

Einzelhandelsstrei
ks 

weiten sich aus

Köln/HannoveR/Potsdam/BeRlin. Bun-

desweit folgten am Freitag Mit-

arbeiter des Einzelhandels dem 

Aufruf der Gewerkschaft ver.di zu 

weiteren Streiks. An der zentralen 

Kundgebung in Köln beteiligten 

sich nach ver.di-Schätzungen etwa 

1 200 Teilnehmer. Ende September 

hatte die Unternehmerseite die 

fünfte Tarifverhandlungsrunde 

kurzfristig abgesagt. Die Gewerk-

schaft fordert für die mehr als 

400 000 Beschäftigten der Bran-

che sechseinhalb Prozent mehr 

Geld. In Berlin-Brandenburg traten 

rund 400 Beschäftigte in den Aus-

stand, wie ver.di am Freitag gegen-

über jW angab. Dort sollen auch 

am heutigen Samstag die Streiks 

fortgeführt werden. Von den Aus-

ständen sind betroffen: Esprit, 

IKEA, Thalia, Kaufland, Netto, 

Rewe/Penny, Reichelt und real. 

In Hannover streikten am Freitag 

Dutzende Mitarbeiter von H&M 

und New Yorker. 
(jW)

Polizisten umstellen am Donnerstag eine
n PKW auf Irrfahrt in W

ashington. Als die
 Fahrerin Gas gibt

, eröffnen sie das
 Feuer 
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